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A. Problem 

Die Bundesregierung soll zu Aussagen unter anderem über das 
künftige Streckennetz der Bundesbahn, über Investitionen, über 
Auffangkonzepte bei Streckenstillegungen und über Wettbe- 
werbsverzerrungen zu Lasten der Schiene aufgefordert werden. 
Außerdem sollen die Haushaltsmittel für die Deutsche Bundes- 
bahn entsprechend der Zweckbestimmung künftig in den ent- 
sprechenden Einzelplänen des zuständigen Bundesministeriums 
veranschlagt werden. 


B. Lösung 

Der Antrag soll für erledigt erklärt werden, weil die darin ge- 
forderten Maßnahmen bereits eingeleitet worden sind, soweit 
dies möglich ist. 

Mehrheitsentscheidung des Ausschusses 


C. Alternativen 

Eine Minderheit im Ausschuß besteht auf Annahme des An- 
trages. 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Ollesch 


Der oben angegebene Antrag wurde in der 
203. Sitzung des Deutschen Bundestages am 27. No- 
vember 1975 dem Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen federführend sowie dem 
Haushaltsausschuß nach § 96 der Geschäftsordnung 
überwiesen. Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage 
in seiner Sizung am 21. Januar 1976 behandelt. 

Ziel des Antrages ist es, die Bundesregierung zu 
eindeutigen Aussagen über die künftige Entwick- 
lung der Deutschen Bundesbahn zu veranlassen. Zur 
Begründung führten die Vertreter der CDU/CSU- 
Fraktion im Verkehrsausschuß aus: Das Unterneh- 
men sei durch verkehrspolitische Untätigkeit in den 
vergangenen fünf Jahren in eine außergewöhnlich 
ungünstige Lage geraten. Die bestehenden Unklar- 
heiten über die künftige Entwicklung und insbeson- 
dere über das künftige Streckennetz führten dazu, 
daß die verladende Wirtschaft besonders in den von 
Stillegungsmaßnahmen bedrohten Gebieten sich nach 
anderen Transportmöglichkeiten umsehe, so daß der 
Bundesbahn ein weiterer Verkehrsverlust drohe. 
Die Stillegung von Nebenstrecken in größerem Um- 
fange könne nicht zu wesentlichen Einsparungen 
führen, weil der weitaus größte Teil der laufenden 
Kosten bei den Hauptstrecken anfalle. Entscheidend 
seien ausreichende Investitionen zur Modernisie- 
rung des Unternehmens und eine Beseitigung der 
Wettbewerbsverzerrungen, wie sie gegenwärtig auf 
dem Verkehrsmarkt zu Lasten der Deutschen Bun- 
desbahn beständen. 

Die Vertreter der Fraktionen der SPD und der 
FDP vertreten demgegenüber die Auffassung, daß 
die Situation der Deutschen Bundesbahn nur durch 
ein aufeinander abgestimmtes Bündel von Einzel- 
maßnahmen verbessert werden könne, wobei so- 
wohl eine Konzentration des Schienennetzes und 
eine Reduzierung des Personalbestandes wie auch 
erhebliche Investitionen in dem reduzierten Strek- 
kennetz notwendig seien. Für die Planung und 
Durchführung der Einzelmaßnahmen sei unvermeid- 
licherweise ein gewisser Zeitraum erforderlich. Zu 
den einzelnen Punkten des Antrages wurde wie 
folgt Stellung genommen: 

1. Kabinettsaussage über künftige Bundesbahn- 
politik 

Das Bundeskabinett habe in der Sitzung vom 
3. Dezember 1975 den Bericht des Bundesmini- 
sters für Verkehr zur künftigen Bundesbahnpoli- 
tik gebilligt. Der Bericht sehe umfangreiche In- 
vestitionen zur Automatisierung des Fährbetrie- 
bes und zum Bau von neuen Strecken vor. Eine 
interministerielle Arbeitsgruppe werde ausge- 
hend von Vorschlägen der Deutschen Bundes- 
bahn bis 1977 ein neues Schienennetz für das 
Unternehmen erarbeiten, bei dem auch volks- 


wirtschaftliche und regionalpolitische Gesichts- 
punkte berücksichtigt würden. 

2. Veranschlagung von Mitteln für die Deutsche 
Bundesbahn in den Einzelplänen des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung , des 
Bundesministeriums für Bildung und Wissen- 
schaft und des Bundesministeriums für Wirtschaft 

Eine Abgrenzung der Bundeszuschüsse an die 
Deutsche Bundesbahn nach sozialpolitischen, 
strukturpolitischen und bildungspolitischen Ge- 
sichtspunkten sei im Regelfall nicht möglich. Für 
den Weiterbetrieb von wenig benutzten Schie- 
nenstrecken in der Fläche sei jeweils eine Viel- 
zahl von Gründen ausschlaggebend. Für den 
Schienenpersonennahverkehr, der den größten 
Zuschuß erfordere, stehe der verkehrspolitische 
Aspekt im Vordergrund, so daß hier auch künftig 
die Veranschlagung im Verkehrshaushalt ge- 
rechtfertigt sei. Soweit eine eindeutige Abgren- 
zung möglich sei — zum Beispiel bei der Beförde- 
rung von Schwerbeschädigten und bei bestimm- 
ten Zonenrandhilfen — werde die Veranschla- 
gung ab 1977 im entsprechenden Einzelplan er- 
folgen. 

3. Auffangkonzepte bei Streckenstillegungen 

Im Regelfall sei eine solche Auffangkonzeption 
nicht notwendig, weil nur dort Schienenstrecken 
stillgelegt würden, wo der Verkehr bereits in 
der Vergangenheit auf die Straße abgewandert 
sei. Die interministerielle Arbeitsgruppe habe 
jedoch den Auftrag, bei Ausarbeitung des künf- 
tigen Streckennetzes auch etwa notwendige Aus- 
gleichsmaßnahmen in die Überlegungen einzube- 
ziehen. Die Arbeitsergebnisse auf diesem Gebiet 
müssen abgewartet werden. 

4. Mittelfristige Vorausschau der für die Deutsche 
Bundesbahn erforderlichen Bundesmittel 

Eine solche Aussage des Bundeskabinetts hätte 
eine unerwünschte Bindungswirkung für die 
künftige Entwicklung des Unternehmens und des 
Bundeshaushaltes. 

5. Quantifizierung von Wettbewerbsverzerrungen 
auf dem Verkehrsmarkt zu Lasten der Schiene 

Eine im Bundesverkehrsministerium gebildete 
Arbeitsgruppe habe bereits im Jahr 1969 einen 
Bericht über die Kosten der Wege des Eisen- 
bahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs in der 
Bundesrepublik Deutschland vorgelegt, der 
nähere Angaben über die Wettbewerbsverzer- 
rungen auf dem Verkehrsmarkt enthalte. Die 
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Opposition habe bisher nicht zu erkennen gege- 
ben, welche Konsequenzen sie hier für richtig 
halte. 

6. Gemeinwirtschaftliche Aufgaben der Deutschen 
Bundesbahn 

Die einzelnen Positionen könnten dem Verkehrs- 
haushalt entnommen werden, so daß ein noch- 


maliger Bericht der Bundesregierung entbehrlich 
sei. 

Entsprechend diesem Verlauf der Ausschußbera- 
tungen hat der Ausschuß mit Stimmenmehrheit be- 
schlossen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

Der Haushaltsausschuß wird gemäß § 96 der Ge- 
schäftsordnung einen besonderen Bericht vorlegen. 


Bonn, den 21. Januar 1976 


Ollesch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 7/3986 — für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 21. Januar 1976 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Börner Ollesch 

Vorsitzender Berichterstatter 
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